
zur Abwendung erheb
sow

(Sächsi

Aufgrund von § 43 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 un
und 5 des Gesetzes über Naturschutz
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG)
(BGBl. I S. 1193), das zuletzt durch Arti
9. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2833, 285
in der jeweils geltenden Fassung, wird ve

§ 1
Abschuss von Kormor

(1) Kormorane dürfen zur Abwendung er
schaftlicher Schäden sowie zum Schutz d
getötet werden
1. durch

a) die Betreiber von bewirtschaftet
wirtschaft und der Fischzucht,

b) die zur Ausübung des Fische
Fischereigesetz für den Freistaat
Fischereigesetz – SächsFischG)
(SächsGVBl. S. 109), zuletzt geä
des Gesetzes vom 5. Mai 2004
156), in der jeweils geltenden
Personen und

c) von ihnen beauftragte Personen,
(1) wenn sie Inhaber eines gültigen Jagds
2. mit einer geeigneten Schusswaffe,
3. in der Zeit von einer Stunde vor So

Stunde nach Sonnenuntergang und
4. in einem Gebiet von 200 Metern um

nach Nummer 1 fischereiwirtschaftli
und um Fließgewässer, nicht jedoch
a) an Brut- und Schlafplätzen,
b) in Nationalparken nach dem Sä

Naturschutz und Landschaftspfle
schutzgesetz – SächsNatSchG) i
kanntmachung vom 11. Oktob
S. 1601, 1995 S. 106), zuletzt
vom 9. September 2005 (SächsG
weils geltenden Fassung.

(2) Die nach Absatz 1 geschossenen Tie
nommen werden, um sie ordnungsgemäß

§ 2
Erlaubnisvorbeha

(1) Der Erlaubnis der höheren Natursch
Abschuss nach § 1 Abs. 1
1. im Zeitraum vom 1. April bis zum 15
2. auf, über und an Trinkwassertalspe

chern und deren unmittelbaren Zuflüs
der Fassungszone nach § 48 Abs. 3 de
gesetzes (SächsWG) in der Fassung
vom 18. Oktober 2004 (SächsGVBl.
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sche Kormoranverordnung – SächsKorVO)
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d 2 sowie den Sätzen 4
und Landschaftspflege

vom 25. März 2002
kel 8 des Gesetzes vom
1) geändert worden ist,
rordnet:

anen

heblicher fischereiwirt-
er heimischen Tierwelt

en Anlagen der Teich-

reirechtes nach dem
Sachsen (Sächsisches

vom 1. Februar 1993
ndert durch Artikel 20
(SächsGVBl. S. 148,
Fassung, berechtigten

cheins sind,

nnenaufgang bis einer

die von den Personen
ch genutzten Gewässer

chsischen Gesetz über
ge (Sächsisches Natur-
n der Fassung der Be-
er 1994 (SächsGVBl.
geändert durch Gesetz
VBl. S. 259), in der je-

re dürfen in Besitz ge-
zu entsorgen.

lt

utzbehörde bedarf der

. August sowie
rren, Trinkwasserspei-
sen jeweils im Bereich
s Sächsischen Wasser-
der Bekanntmachung

S. 482), das durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146,
149) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, sofern öffentliche Belange, ins-
besondere solche des Naturschutzes, einschließlich des Arten-
schutzes, der Wasserwirtschaft und des Tierschutzes, nicht ent-
gegenstehen.

§ 3
Nachweis- und Meldepflichten

(1) Die Zahl der geschossenen Tiere, der Abschussort unter An-
gabe des Gewässers und des Gewässerteils oder Gewässerab-
schnitts, der Abschusstag sowie die Ringnummern von beringten
Tieren sind von den nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Berechtigten innerhalb
von einem Monat schriftlich der höheren Naturschutzbehörde
mitzuteilen. Bei der ersten Mitteilung ist außerdem ein auf den
Namen des Berechtigten lautender gültiger Jagdschein vorzule-
gen.

(2) Die höhere Naturschutzbehörde leitet die Angaben nach Ab-
satz 1 Satz 1 zum Ende eines jeden Quartals an die oberste Natur-
schutzbehörde weiter.

§ 4
Verhinderung von Brutkolonien

(1) Die nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Berechtigten dürfen bei Zustim-
mung des Grundstückseigentümers die Entstehung von Brutkolo-
nien des Kormorans auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 Nr. 4 ge-
nannten Bereiche verhindern. Dies gilt nicht im Zeitraum vom
Beginn der Eiablage bis zum Verlassen der Brutkolonie durch
die Jungvögel.

(2) Nach Absatz 1 getroffene Maßnahmen sind von den nach § 1
Abs. 1 Nr. 1 Berechtigten unter Angabe der Art, des Umfangs
und des Ortes unter Angabe des Gewässers und des Gewässer-
teils oder Gewässerabschnitts innerhalb eines Monats schriftlich
der höheren Naturschutzbehörde mitzuteilen. § 3 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

§ 5
Einschränkungen

(1) Die höhere Naturschutzbehörde kann die Tötung von Kor-
moranen nach § 1 Abs. 1 und die Verhinderung von Brutkolonien
nach § 4 Abs. 1 an bestimmten Gewässern, Gewässerteilen oder
Gewässerstrecken durch Allgemeinverfügung ganz oder teilwei-
se verbieten. Die oberste Naturschutzbehörde ist hiervon unver-
züglich zu unterrichten.

(2) Die höhere Naturschutzbehörde kann einzelnen Personen die
Tötung von Kormoranen nach § 1 Abs. 1 und die Verhinderung
von Brutkolonien nach § 4 Abs. 1 verbieten.
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§ 6
Bestandsüberwachung

Die Landesanstalt für Landwirtschaft beobachtet durch geeignete
Maßnahmen die Bestandsentwicklung des Kormorans im Frei-
staat Sachsen.

§ 7
Übertragung der Verordnungsermächtigung

Die Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 43
Abs. 8 Satz 4 BNatSchG wird auf das Staatsministerium für Um-
welt und Landwirtschaft übertragen.

§ 8
Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft;
sie tritt am 31. Dezember 2010 außer Kraft.

Dresden, den 24. Januar 2007

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister für Umwelt und Landwirtschaft
Stanislaw Tillich

Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst
zur Änderung der Sächsischen Studienplatzvergabeverordnung

Vom 25. Januar 2007

Aufgrund von § 1 des Gesetzes über die Zulassung zum Hoch-
schulstudium im Freistaat Sachsen (Sächsisches Hochschulzu-
lassungsgesetz – SächsHZG) vom 7. Juni 1993 (SächsGVBl. S.
462), das zuletzt durch Gesetz vom 31. März 2005 (SächsGVBl.
S. 70) geändert worden ist, in Verbindung mit Artikel 16 Abs. 1
des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen vom 24.
Juni 1999 (SächsGVBl. 2000 S. 238) und § 12 Satz 1, 2, 4 und 5
SächsHZG wird im Benehmen mit dem Staatsministerium für
Kultus sowie nach Anhörung der Hochschulen verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Wissen-
schaft und Kunst über die Vergabe von Studienplätzen (Sächsi-
sche Studienplatzvergabeverordnung - SächsStudPlVergabeVO)
vom 13. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 169) wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Satz 2 Nr. 3 wird die Angabe „Artikel 10 der Verordnung
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft
(ABl. EG Nr. L 257 S. 2, Nr. L 295 S. 12), die zuletzt durch
Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2004 (ABl. EU Nr. L 158 S. 77, Nr. L 229
S. 35) geändert worden ist,“ durch die Angabe „Artikel 2 Nr. 2
der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger
und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mit-
gliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtli-
nien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG,
75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/
96/EWG (ABl. EU Nr. L 158 S. 77, Nr. L 229 S. 35)“ ersetzt.

2. Dem § 4 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Bewerber mit ausländischen Vorbildungsnachweisen sind
hochschulzugangsberechtigt, wenn diese jenen einer erforderli-
chen Qualifikation in § 13 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die
Hochschulen im Freistaat Sachsen (Sächsisches Hochschulge-
setz – SächsHG) vom 11. Juni 1999 (SächsGVBl. S. 294), das
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 15. Dezember 2006
(SächsGVBl. S. 515, 521) geändert worden ist, gleichwertig
sind. Die Feststellungen darüber trifft die Zentralstelle für den
angestrebten Studiengang, wenn keine Anerkennungsentschei-
dung der Zeugnisanerkennungsstelle eines Landes vorliegt.“

3. In § 24 Abs. 1 wird die Angabe „§§ 1 bis 4, 6“ durch die Angabe
„§§ 1 bis 3, 4 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 und 3, § 6“ ersetzt.

4. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Angabe „16. Juni 2000 – An-

lagen nach dem Stand der Fortschreibung vom 17. Juni
2005“ durch die Angabe „2. Juni 2006“ ersetzt.

b) Absatz 10 wird wie folgt gefasst:
„(10) Bei ausländischen Vorbildungsnachweisen wird die
Gesamtnote, wenn keine Bescheinigung der Zeugnisan-
erkennungsstelle eines Landes über die Festsetzung einer
Gesamtnote vorliegt, von der Zentralstelle auf der Grund-
lage des Beschlusses der Kultusministerkonferenz „Ver-
einbarung über die Festsetzung der Gesamtnote bei aus-
ländischen Hochschulzugangszeugnissen“ vom 15. März
1991 in der Fassung vom 18. November 2004, veröffent-
licht unter Nummer 289.5 der Beschluss-Sammlung
KMK, berechnet.“

c) In Absatz 12 Satz 2 wird die Angabe „11. Dezember
2002“ durch die Angabe „14. Februar 1996“ ersetzt.

d) Nach Absatz 12 wird folgender Absatz 13 angefügt:
„(13) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die nach den
Bestimmungen der oder des „International Baccalaureate
Organisation/Office du Baccalauréat International“ erwor-
ben wurden, wird die Durchschnittsnote auf der Grundlage
des Beschlusses der Kultusministerkonferenz „Vereinba-
rung über die Anerkennung des „International Baccalaurea-
te Diploma/Diplôme du Baccalauréat International“ vom
10. März 1986 in der Fassung vom 18. November 2004,
veröffentlicht unter Nummer 283 der Beschluss-Sammlung
KMK, berechnet.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Sie
gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum Sommersemester 2007.

Dresden, den 25. Januar 2007

Die Staatsministerin für Wissenschaft und Kunst
Dr. Eva-Maria Stange
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